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Ihr Zeichen: 220-2-8461.46-N11              Schreiben vom 24. März 2026 

Stellungnahme des BUND Sachsen e. V. gemäß § 63 BNatSchG i. V. m. § 52 SächsNatSchG 
zum Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen gemäß § 41 FlurbG – 
Unternehmensflurbereinigungsverfahren B 169 Naundorf, VKZ 300671, Stand Februar 
2026 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Sachsen e. V. ist anerkannter Naturschutzverband nach § 52 SächsNatSchG i. V. m. § 63 
BNatSchG und § 3 UmwRG und nimmt zum vorliegenden Plan Stellung. 

Beim vorliegenden Verfahren handelt es sich um eine Unternehmensflurbereinigung nach § 87 FlurbG, 
die anlässlich des planfestgestellten Neubaus der B 169, Verlegung Salbitz–Riesa, 3. Bauabschnitt, 
angeordnet wurde. Das Flurbereinigungsgebiet umfasst 1.142 ha und 746 Flurstücke in der Gemeinde 
Naundorf, Landkreis Nordsachsen. 

1. Biotop-Datengrundlagen 

Die Bestandsbeschreibung der Biotope und Nutzungstypen stützt sich wesentlich auf die „Erhebung und 
ökologische Bewertung der Landschaftselemente" der IHB GmbH aus dem Jahr 2018. Zum Zeitpunkt 
der Planaufstellung im Februar 2026 sind diese Kartierungsdaten rund acht Jahre alt. Ein 
eigenständiger, aktueller Bestandsplan nach sächsischem Biotoptypenkatalog liegt nicht als prüffähige 
Karte vor. 

Da die Eingriffs- und Kompensationsbilanz auf dieser veralteten Kartiergrundlage aufbaut, ist die Validi-
tät der berechneten Wertpunkte nicht hinreichend gesichert. Eine Aktualitätsprüfung, die nachvollzieh-
bar darlegt, dass sich die Biotoptypen im direkt betroffenen Bereich seit 2018 nicht wesentlich verändert 
haben, fehlt. Die Artdatenbankabfrage beim LfULG vom 01.03.2024 ist als hinreichend aktuell anzuse-
hen und bleibt von diesem Monitum unberührt. 

Nachforderung: 

• Nachvollziehbare Aktualitätsprüfung der 2018-Biotopkartierung für die direkt betroffenen Flä-
chen; ggf. Anpassung der Eingriffsbilanz auf Basis aktualisierter Bestandsdaten. 

2. Eingriffsregelung und Alternativenprüfung 

Die wesentlichen, von der Teilnehmergemeinschaft (TG) eigenständig geplanten Maßnahmen sind der 
Neubau des Weges 116 01-7 mit Querung des Salbitzer Bachs sowie der Ausbau des Weges nach 
Rochzahn (116 05-0). Nach der tabellarischen Übersicht im Erläuterungsbericht ist für beide Wege die 
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Bauweise nach RLW (DWA-A 904, Ausgabe 09/2025), Bild 101, Zeile 7, Spalten 6–8 (Bautyp 4) vorge-
sehen – konkret als Betonverbundsteinpflaster „Voll-ko-Voll", bei der die Außenstreifen in Vollpflaster 
und der Mittelstreifen in Ökosteinen ausgeführt werden (Erläuterungsbericht, Abschn. 3.1.8). 

Der BUND verkennt nicht, dass die Neugestaltungsgrundsätze nach § 38 FlurbG den Ausbau mit gebun-
dener Deckschicht für Hauptwirtschaftswege ausdrücklich vorsehen, dass Transporte mit schwerer 
Landtechnik bestimmte Ausbaustandards erfordern und dass der gewählte Bautyp 4 im Mittelstreifen 
bereits Ökosteine mit Versickerungsfunktion vorsieht. Ebenso sind mehrere der im Erläuterungsbericht 
genannten Wege per Planfeststellungsbeschluss vom 20.06.2022 genehmigt und im § 41-Plan lediglich 
nachrichtlich vermerkt. Deren Ausbaustandard ist im vorliegenden Verfahren nicht erneut zu hinterfragen. 

Für die TG-eigenen, über den Planfeststellungsbeschluss hinausgehenden Maßnahmen gilt jedoch 
nach § 15 Abs. 1 BNatSchG das Gebot, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu 
unterlassen. Dem Regelwerk DWA-A 904, Bild 101, sind innerhalb derselben Beanspruchungsklasse 
(Bautyp 4) unterschiedliche Pflasterausführungen zu entnehmen, die sich im Umfang der versickerungs-
fähigen Fläche unterscheiden – von der hier gewählten Ausführung mit Ökosteinen ausschließlich im 
Mittelstreifen bis zu Varianten mit höherem oder vollflächig durchlässigem Ökoanteil. Welche dieser 
Varianten unter Berücksichtigung der örtlichen Nutzungsanforderungen die geringsten Eingriffe in den 
Bodenwasserhaushalt verursachen würde, ist in den Planunterlagen nicht dokumentiert. 

Dies ist vor dem Hintergrund der naturräumlichen Ausgangslage besonders erklärungsbedürftig: Der 
Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 weist das Verfahrensgebiet als Bereich mit besonderem 
Bodenschutzbedarf und hoher bis sehr hoher Wassererosionsgefährdung des Ackerbodens aus (LEP 
2013, Karte 9). Die Neugestaltungsgrundsätze (Anlage 1) benennen Erosionsminderung ausdrücklich 
als Planungsziel. Die Wahl der Pflastervariante ohne Auseinandersetzung mit dem Umfang versicke-
rungsfähiger Flächenanteile genügt unter diesen Umständen nicht den Anforderungen des Vermei-
dungsgebots nach § 15 Abs. 1 BNatSchG. 

Nachforderung: 

• Dokumentierte Begründung, warum für die TG-eigenen Maßnahmen 116 01-7 und 116 05-0 die 
gewählte Pflastervariante (Vollpflaster außen, Ökosteine im Mittelstreifen) und nicht eine Ausfüh-
rung mit höherem versickerungsfähigem Flächenanteil im Rahmen des Bautyps 4 nach DWA-A 
904, Bild 101, gewählt wurde; ggf. Prüfung, ob zumindest für Teilabschnitte eine weitergehend 
wasserdurchlässige Ausführung technisch geeignet ist. 

3. Artenschutz 

3.1 Datengrundlage 

Die Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (SaP, Anlage 9) stützt sich auf die Artdatenbankabfrage 
vom 01.03.2024, LfULG-Arttabellen sowie den Artenschutzbeitrag zum B169-Planfeststellungsverfah-
ren (Feststellungsentwurf, 2. Tektur 2020). Eigene aktuelle Geländeerhebungen zu den maßgeblich 
betroffenen Artengruppen (insbesondere Amphibien und Wiesenbrüter) sind nicht dokumentiert; 
Methodik, Begehungsanzahl und -zeitpunkte bleiben offen. 

Der BUND erkennt an, dass die SaP dem behördlich empfohlenen LfULG-Ablaufschema folgt und auf 
einer aktuellen Datenbankgrundlage beruht. Bei einem Vorhaben mit Neuquerung eines Fließgewässers 
in strukturreichem Umfeld ist eine ausschließlich auf Datenbankabfragen und ältere Planunterlagen 
gestützte Prüfung für amphibienrelevante Artgruppen gleichwohl nicht hinreichend belastbar, da die in der 
SaP herangezogenen Amphibiendaten (Erhebung 2008, Datenbankfund 2013) über zehn Jahre alt sind. 
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Nachforderung: 

• Dokumentation der zugrunde gelegten Begehungserhebungen; soweit keine eigenen aktuellen 
Erhebungen vorliegen, plausible Begründung, warum die ältere Datengrundlage für die Verbotstat-
bestandsprüfung der relevanten Amphibienarten als ausreichend angesehen werden kann. 

3.2 Wechselkröte und Querungspassierbarkeit Durchlass DN 800 

Die SaP benennt einen Fund der Wechselkröte (Bufotes viridis, Anhang IV FFH-RL) von 2013 innerhalb 
des Untersuchungsgebietes (SaP Fn. 1). Für die Maßnahme 116 01-7 sieht der Plan die Querung des 
Salbitzer Bachs mittels eines neuen Durchlasses DN 800 vor. 

Eine artspezifische Prüfung, ob dieser Durchlass für Amphibien und Kleinsäuger passierbar ist und ob 
die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (erhebliche Störung) sowie § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG (Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) für die Wechselkröte ausgeschlossen 
werden können, fehlt in den Unterlagen vollständig. Bei einer Anhang-IV-Art reichen Bauzeitrestriktionen 
allein nicht aus, um die Verbotstatbestandsprüfung zu ersetzen. 

Nachforderung: 

• Artspezifische Prüfung der Querungspassierbarkeit des Durchlasses DN 800 für Amphibien und 
Kleinsäuger (z. B. hinsichtlich Mindestdimension, Substrat, Lichteintrag) sowie explizite Prüfung 
der einschlägigen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG für die Wechselkröte. 

3.3 Rebhuhn und Feldlerche 

Rebhuhn und Feldlerche sind in der SaP als im Verfahrensgebiet vorkommend benannt (Rebhuhn: RL 
Deutschland „stark gefährdet"; Feldlerche: RL Deutschland „gefährdet"). Die artenschutzrechtliche Wür-
digung beschränkt sich auf die Anordnung von Bauzeitrestriktionen, ohne artspezifisch darzulegen, ob 
durch die Neutrassierung 116 01-7 Fortpflanzungs- oder Ruhestätten dauerhaft beeinträchtigt werden. 

Nachforderung: 

• Artspezifische Darlegung, dass durch die Neutrassierung 116 01-7 keine dauerhaften Beeinträch-
tigungen von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von Rebhuhn und Feldlerche eintreten bzw. dass 
die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang gewahrt bleibt (§ 44 Abs. 5 BNatSchG). 

3.4 Fehlerhafter Normbezug in der SaP-Einleitung 

Die Einleitung der SaP benennt als zweiten Prüfungsgegenstand: „die naturschutzfachlichen Vorausset-
zungen für eine Ausnahme von den Verboten gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG." § 39 Abs. 5 BNatSchG 
enthält allgemeine Verbote für Vegetationsarbeiten (u. a. das Verbot des Abschneidens von Gehölzen 
vom 1. März bis 30. September) und ist nicht die Rechtsgrundlage für Ausnahmen von den 
Artenschutzverboten des § 44 BNatSchG. Hierfür ist § 45 Abs. 7 BNatSchG einschlägig. Die 
Methodikbeschreibung in Abschnitt 1.3 derselben SaP verwendet § 45 Abs. 7 BNatSchG korrekt; der 
Normbezug in der Einleitung sollte angeglichen werden. 

Nachforderung: 

• Korrektur des Normbezugs in der Einleitung der SaP (§ 39 Abs. 5 → § 45 Abs. 7 BNatSchG). 

4. FFH-Vorprüfung 

Die FFH-Vorprüfung (Anlage 8) untersucht die Betroffenheit des FFH-Gebietes „Jahnaniederung" (Nr. 169) 
sowie des Vogelschutzgebietes „Linkselbische Bachtäler" (Nr. 27). Im Ergebnis verneint die Vorprüfung 
erhebliche Beeinträchtigungen mit dem Hinweis auf den großen räumlichen Abstand (über 1 km) der Maß-
nahmen zur nächsten Habitatfläche; von einer förmlichen FFH-Verträglichkeitsprüfung wird abgesehen. 
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Der BUND stellt dieses Abstandsargument nicht grundsätzlich in Frage. Er macht jedoch auf einen gra-
vierenden Datenmangel aufmerksam: Die Vorprüfung stützt sich als Hauptquelle auf den Management-
plan für das FFH-Gebiet „Jahnaniederung" mit Abschlussstand 2005 – die Bestandsdaten für Lebens-
raumtypen und Anhang-II-Arten sind damit über 20 Jahre alt. Ein aktuelles Monitoring oder aktualisierte 
Habitatdaten wurden nicht herangezogen. Eine Prognose, die erhebliche Beeinträchtigungen auf dieser 
Grundlage ausschließen soll, ist methodisch nicht belastbar, soweit keine Begründung gegeben wird, 
warum der aktuelle Erhaltungszustand dem Stand von 2005 entspricht. 

Zudem beschränkt sich die Betrachtung kumulativer Wirkungen (Kapitel 7 der FFH-Vorprüfung) auf den 
Hinweis, dass das Verfahren in enger Abstimmung mit dem B169-Vorhaben geplant werde. Eine inhalt-
liche Auseinandersetzung mit den kombinierten Wirkungen von Straßenbau und Flurbereinigungsmaß-
nahmen auf die Erhaltungsziele – insbesondere für den prioritären LRT 91E0* (Erlen-Eschen- und 
Weichholzauenwälder) sowie für Biber und Fischotter als Anhang-II-Arten – findet nicht statt. 

Nachforderungen: 

• Aktualisierung der Datengrundlage der FFH-Vorprüfung durch Heranziehung aktueller Monitoring- 
und Habitatdaten oder einer plausiblen Begründung, warum der Stand von 2005 noch 
repräsentativ ist. 

• Inhaltliche Auseinandersetzung mit kumulativen Wirkungen auf die Erhaltungsziele der betroffe-
nen Schutzgebiete; soweit diese Auseinandersetzung erhebliche Beeinträchtigungen nicht aus-
schließen kann, ist eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG vorzunehmen. 

5. WRRL-Konformität am Salbitzer Bach 

Der Neubau des Weges 116 01-7 sieht die Querung des Salbitzer Bachs (Gewässer 2. Ordnung) mittels 
eines neuen Durchlasses DN 800 vor. Dieser Durchlass ist eine eigenständige Maßnahme der Teilneh-
mergemeinschaft im Plan nach § 41 FlurbG. Er ist nicht Gegenstand des Planfeststellungsbeschlusses 
vom 20.06.2022, der seinerseits einen gesonderten Durchlass DN 800 für die B169-Querung desselben 
Gewässers vorsieht. Am Salbitzer Bach entstehen damit im unmittelbaren Zusammenhang zwei neue 
Querungsbauwerke (eines aus dem Straßenbauvorhaben, eines aus dem Flurbereinigungsverfahren), 
deren kumulative Auswirkungen auf die Gewässerökologie bislang nicht bewertet wurden. 

In den Planunterlagen zum § 41-Plan findet sich keine Prüfung, ob dieser Eingriff mit dem Verschlech-
terungsverbot nach Art. 4 Abs. 1 lit. a) WRRL i. V. m. § 27 WHG vereinbar ist und ob die ökologische 
Durchgängigkeit des Gewässers – auch in der Zusammenschau beider Bauwerke – gewahrt bleibt. Der 
Erläuterungsbericht verweist zwar auf die Durchgängigkeitsverpflichtung nach § 28 SächsFischVO und 
sieht eine Sohlausbildung mit natürlichem Substrat vor (Abschn. 3.1.6). Damit wird eine eigenständige 
Prüfung der WRRL-Konformität auf Ebene des Oberflächenwasserkörpers Jahna-2, dem der Salbitzer Bach 
als Nebengewässer zugeordnet ist, nicht ersetzt. 

Die regionalplanerischen Ziele des Regionalplans Leipzig-Westsachsen 2021 verpflichten dazu, die 
Durchgängigkeit von Fließgewässern schrittweise wiederherzustellen und ihre ökologische Funktions-
fähigkeit durch Vermeidung neuer Querungshindernisse zu verbessern (RPlL-WS, Z 4.1.2.7 und Z 
4.1.2.12). Der Salbitzer Bach östlich Salbitz ist im Regionalplan als Schwerpunkt für naturnahe Gewäs-
serentwicklung eingestuft. Diesem Entwicklungsziel ist im Zulassungsverfahren Rechnung zu tragen. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat bekräftigt, dass die unterlassene Prüfung der WRRL-Konformität 
einer Gewässerbenutzung nicht nur die betreffende Erlaubnis, sondern den gesamten Zulassungsbe-
schluss rechtswidrig macht (BVerwG, Urteil vom 19.02.2025 – 9 A 9.23, Ls. 5). Zwar betraf dieses Urteil 
einen Planfeststellungsbeschluss nach dem Fernstraßengesetz; der dort formulierte Grundsatz, dass 
Art. 4 Abs. 1 WRRL als unmittelbar anwendbares EU-Recht in jedem Zulassungsverfahren zu prüfen ist, 
das eine Gewässerbenutzung i. S. v. § 9 WHG einschließt oder ermöglicht, ist dem Grunde nach auf alle 
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Planungsinstrumente übertragbar, die eine derartige Nutzung zulassen – mithin auch auf die Genehmi-
gung des vorliegenden Wege- und Gewässerplans. 

Nachforderung: 

• Wasserfachlicher Nachweis zur WRRL-Konformität des neuen Durchlasses am Salbitzer Bach, 
einschließlich Bewertung der ökologischen Durchgängigkeit, des Verschlechterungsverbots nach 
Art. 4 Abs. 1 WRRL i. V. m. § 27 WHG für den OWK Jahna-2 sowie einer kumulativen Betrachtung 
beider Querungsbauwerke. 

6. Anregungen: Biotopverbund und Erosionsschutz 

Dieser Abschnitt enthält keine Nachforderungen im Rechtssinne, sondern Anregungen im Sinne einer 
sachgerechten Neugestaltung nach §§ 37, 87 FlurbG. 

Der Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 weist die Flächen entlang der Jahna-Aue und des Baches 
aus Raitzen als Verbindungsbereich der Fluss- und Bachauen/Bachtäler aus, in dem Flächen für einen 
Biotopverbund entwickelt werden sollen (LEP 2013, Karte 7). Verbindliche Maßnahmen, die diesen Pla-
nungsauftrag im Verfahrensgebiet aufgreifen, sind im § 41-Plan nicht erkennbar. 

Die Neugestaltungsgrundsätze (Anlage 1) benennen zudem ausdrücklich erosionshemmende Struktu-
ren – Feldraine, Feldgehölze, Pufferstreifen und wegbegleitendes Grün – als Mittel zur Minderung von 
Wassererosion im Verfahrensgebiet. Der BUND regt an zu prüfen, ob diese Elemente im Rahmen des § 
41-Plans stärker verbindlich festgelegt werden können. 

Anregungen: 

• Prüfung, ob im Rahmen der Neugestaltung verbindliche Maßnahmen zur Förderung des Biotopver-
bunds entlang der Gewässerkorridore (Jahna-Aue, Salbitzer Bach) aufgenommen werden können. 

• Stärkere verbindliche Verankerung erosionshemmender Strukturelemente (Feldraine, Pufferstrei-
fen) gemäß den eigenen Neugestaltungsgrundsätzen. 

7. Gesamtbewertung 

Der BUND erkennt positive Elemente des Plans ausdrücklich an: den Rückbau mehrerer Wirtschafts-
wege zu Ackerland (Maßnahmen 154 01-6, 154 02-4, 154 04-1), die damit verbundene Öffnung des 
namenlosen Grabens im Zuge des Feldweg-2-Rückbaus sowie die geplanten Baumpflanzungen. Diese 
Maßnahmen tragen zu einer ökologischen Aufwertung des Verfahrensgebietes bei. Die aufgezeigten 
Mängel betreffen die Qualität der Biotop-Datengrundlagen, die Dokumentation der Eingriffsregelung, 
die artenschutz- und FFH-rechtliche Prüfung sowie die WRRL-Belange am Salbitzer Bach. Ohne Nach-
besserung in diesen Punkten ist aus Sicht des BUND die Rechtssicherheit des Plans in wesentlichen 
Teilen nicht vollständig gewährleistet. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


